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Einleitung.
Mehr als ein halbes Jahrhundert ist verflossen , seitdem

sich die Völkerschaften der souveränen Kantone zu einem
Staatsvolk zusammengeschlossen haben, seitdem über diesen
Kantonen, welche bisher allein die staatlichen Aufgaben und
Zwecke erfüllten, ein neues „ politisches Gebilde“ errichtet
worden und die Eidgenossenschaft zum Staate geworden ist .
Mit dieser Gründung des Bundesstaates im Jahre 1848 ist aus
dem Bundesrecht das Bundesstaatsrecht geworden. Neue
Formen der staatlichen Willensäusserungen und neue Rechts¬
quellen sind damit für dasselbe entstanden : Der Bundesvertrag
der 22 Kantone vom 7 . August 1815 ist durch die Bundes¬
verfassung von 1848 ersetzt worden ; an Stelle der Tagsatzungs¬
beschlüssesind die Bundesgesetze , Bundesbeschlüsseund Bundes¬
verordnungen getreten.

Von diesen soll im folgenden die Rede sein , und zwar
wird es sich um rein juristische Erörterungen handeln, ohne
dass dabei jedoch ausser Acht gelassen werden soll , wie sehr
sich gerade in diesem Gebiet des schweizerischen Staatsrechts
das politische Leben schöpferisch erwiesen hat und zu welcher
hohen, anderswo nicht erreichten Ausbildung die Idee der
Volkssouveränität hier gediehen ist . Hieraus lässt sich viel¬
leicht auch die auffallende Erscheinung erklären , dass dieser
'feil des schweizerischen Staatsrechts in dem relativ langen
Zeitraum ( 1848 bis zur Gegenwart) nach der juristischen Seite
hin kaum eine eingehendere Untersuchung erfahren hat,
während der politischen Seite in der Literatur eine reiche Be¬
handlung zu Teil geworden ist. So fehlte es einerseits schon
vor 1874 nicht an Schriften über die schweizerischen Volks¬
rechte, speziell über die Teilnahme des Volkes an der Gesetz -
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gebung, über obligatorisches und fakultatives Referendum,
über Veto und Initiative ; in den Verfassungskämpfen der
siebziger Jahre stand die Besprechung dieser Fragen auf allen
Tagesordnungen, und bis zur Gegenwart ist das rege Interesse
für die weitere Ausgestaltung dieser Volksrechte bestehen ge¬
blieben. Anderseits wurde denn auch das Schweizervolk durch
die Verfassung von 1874 zur Teilnahme an der Bundesgesetz¬
gebung berufen . Aber weder jene , zum Teil hervorragenden
Schriftsteller noch die eidgenössischen Räte anlässlich der
Verfassungsrevision haben dem Begriff und der Natur der ver¬
schiedenen Rechtsquellen im schweizerischen Staatsrecht oder
ihrer Entstehung genauere juristische Betrachtung zukommen
lassen . Und doch kann , insbesondere seit Inkrafttreten der
neuen Verfassung von 1874 , welche, wie schon erwähnt , eine
Ausdehnung der Volksreehte im Bunde brachte, der Erkennt¬
nis der begrifflichen Verschiedenheit von Bundesgesetz , Bundes¬
beschluss und Verordnung und nicht zum wenigsten auch einer
klaren Vorstellung von den Vorgängen beim Erlass staat¬
licher Vorschriften, überhaupt bei der staatlichen Willens¬
bildung , eine praktische Bedeutung nicht abgesprochen werden.

In dieser Beziehung wurde schon im Jahre 1874 vom
Bundesrat in seiner Botschaft vom 29 . Mai über ein Bundes¬
gesetz betreffend die Volksabstimmung über Bundesgesetze
und Bundesbeschlüsse die Frage aufgeworfen, „ ob es nicht
angezeigt wäre , in dem vorliegenden Gesetze eine Definition
von Gesetz und Beschluss zu geben , einerseits, um für die
Zukunft etwas System in die Benennung der gesetzgeberischen
Erlasse zu bringen, namentlich aber , um von vorneherein von
der Bundesversammlung die Versuchung fern zu halten, einen
gesetzgeberischen Erlass durch willkürliche Benennung dem
fakultativen Referendum zu entziehen und dessen unmittel¬
bare Vollziehung zu bewirken .

“ 1) In ähnlicher Weise bemerkt
Salis 2) : „ Es wäre daher von grösster praktischer Wichtig-

>) B . Bl . 1874 I S . 1002 .
a) Reichesbergs Handwörterbuch der schweizerischen Volkswirtschaft

Sozialpolitik und Verwaltung Bd . I S . 665 .



9

keit , genau zu bestimmen, wodurch sich die verschiedenen
Erlasse und Anordnungen der Bundesversammlung unter¬
scheiden .

“
Aber auch die Frage nach dem Ursprung der Kompetenz

des Bundesrates zum Erlass von Verordnungen überhaupt , oder
einer bestimmten Verordnung in einem speziellen Falle , ist
nicht weniger relevant (vergl. B.-V . Art . 113 Abs . 3) , und ebenso
könnte eine klare Umschreibung des Inhaltes einer Bundes¬
verordnung im Vergleich zu den Bundesgesetzen und Bundes¬
beschlüssen nur fördernd wirken . Dass gerade in der letzt¬
erwähnten Beziehung oft noch verschiedene Ansichten unter
den Bundesbehörden herrschen, zeigt eine Bemerkung der
Kommission des Ständerates zur Prüfung der Geschäftsführung
des Bundesrates im Jahre 1896 , welche Kommission hinsicht¬
lich einer ausführlichen Verordnung des Bundesrates betreffend
den Bau und Betrieb von Dampfschiffen und andern mit
Motoren versehenen Schiffen auf den schweizerischen Ge¬
wässern3) ausführt : „ Die vom Bundesrat gegebene Reglemen¬
tierung über die Dampfschiffe hätte richtigerweise als Ausfluss
eines gesetzgebenden Beschlusses der eidgenössischen Bäte er¬
lassen werden sollen , statt wie heule ohne weiteres die Stelle
eines solchen einzunehmen.

“ 4)
Die Rücksicht auf die eben erwähnten , praktisch wich¬

tigen Fragen nach der juristischen Natur der Erlasse der
Bundesversammlung einerseits und nach der Kompetenz des
Bundesrates zum Erlass von Verordnungen anderseits soll
auch für den Gang der vorliegenden Untersuchung bestimmend
wirken ; es soll in einem ersten Teil die Art der Entstehung
und das Wesen des Inhalts der Bundesgesetze und Bundes¬
beschlüsse betrachtet und gestützt hierauf eine begriffliche
Scheidung derselben vorgenommen werden , während ein
zweiter Teil dem bundesrätlichen Verordnungsrechte gewidmet
sein soll . Bevor jedoch auf spezielle Erörterungen eingetreten
wird , erscheint es angezeigt , auf die gemeinsamen, den Bundes-

s ) Verordnung vom 18 . Februar 1896 , A , S . XV S . 405 .
4) B . Bl . 1897 III S . 620.
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gesetzen , Bundesbeschlüssen und Verordnungen zukommenden
Merkmale hinzuweisen.

Der Vorgang der Willensbildung hei physischen Personen
ist ein innerer Akt ; erst der geäusserte Wille ist für juristische
Beurteilung geeignet . Die juristische Person jedoch hat keine
natürlichen Willensorgane, vielmehr müssen Kechtssfitze erst
solche Organe bezeichnen . Für die juristischen Personen des
Privatrechts , für Gesellschaften, Vereine, Genossenschaften,
Korporationen, werden die Organe durch die Statuten oder
durch staatliche Anordnungen bestimmt ; für die Willens¬
bildung des Staates selbst, d . h . des modernen, konstitutionellen
Staates , werden die Willensorgane durch die Verfassung fest¬
gesetzt. Hier wie dort können ein oder mehrere Organe zur
Mitwirkung am Prozess der Willensbildung berufen sein , der
Vorgang seihst kann derselbe sein , aber eine charakteristische
Eigenschaft zeichnet den staatlichen Willensakt aus : Alle
von den Bundesorganen ausgehenden Willensakte , seien es die
hier interessierenden Bundesgesetze , Bundesbeschlüsse und
Verordnungen, seien es bundesrätlicheVerfügungenoder hundes¬
gerichtliche Urteile, unterscheiden sich von denjenigen aller
andern juristischen Personen , die nicht Staaten sind, durch
ihren befehlenden und zwingenden Charakter . Sie sind als
Befehle ein Ausfluss der dem Staate allein zustehenden Herr¬
schaft, der Staatsgewalt . 5) Bedeutend schwieriger er¬
scheint die Ausscheidung der Bundesgesetze , Bundesbeschlüsse
und Verordnungen aus der Gesamtheit der verschiedenen
staatlichen Willensäusserungen. Man fasst dieselben , gemein¬
sam mit der Bundesverfassung und den Staatsvertn '

igen , unter
dem Namen „ Quellen des schweizerischenBundesstaatsrechts“ “)

5) A . M . Affolter , Grundzüge des schweizerischen Staatsrechts, S . 21 ,
wo der juristische Begriff der Staatsgewalt nicht anerkannt , sondern von
subjektiven Rechten gesprochen wird , welche den Behörden verfassungs- und
gesetzuiiissig als eigene Kompetenz verliehen sind . Es erklärt sich dies
daraus, dass Affolter überhaupt kein individuelles Staatssubjekt für die
juristische Betrachtungsweise annimmt.

•) Affolter , a . a . 0 . S . 29 . Hiestand , Zur Lehre der Rechtsquelleu
im schweizerischen Staatsrecht . Zürcher Dissert. 1891 .
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oder „ Staatsgesetze im weiteren Sinne “ 7) zusammen, womit
ihre Verschiedenheit von den „ Verfügungen “ der administra¬
tiven , und der „ Erkenntnisse“ der richterlichen Bundesbehörden
charakterisiert werden soll . Es ist dabei aber nicht ausser
Acht zu lassen , dass die Bundesgesetze , Bundesbeschlüsse und
Verordnungen nicht immer Rechtsnormen zum Inhalt haben,
dass insbesondere die Bundesbeschlüsse, entsprechend der
eigenartigen Stellung der Bundesversammlung im schweize¬
rischen Bundesstaatsrecht, inhaltlich oft Verfügungen oder Er¬
kenntnisse sind . Unter diesen „ Rechtsquellen“ zeichnen sich
die Bundesgesetze , Beschlüsse und Verordnungen sodann von
den Verträgen dadurch aus , dass sie einseitig vom Bunde und
für ihn allein erlassen werden , und sind ferner von der
Bundesverfassung verschieden, weil sie staatliche Willens¬
äusserungen sind , während die Verfassung selbst die Grund¬
lage für die Tätigkeit der staatlichen Organe bildet.

7) Schollenberger , Grundriss des Staats- und Verwaltungsrechts der
schweizerischen Kantonp. Zürich 1900 .
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